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Parteienrecht  im Spiegel  der  Rechtspre-
chung

1. Grundlagen zum Parteienrecht

Am Beginn des Jahres  2017 stand das NPD-Urteil
des BVerfG1. Das Gericht attestierte der rechtsextre-
men Partei  eine  Wesensverwandtschaft  zum Natio-
nalsozialismus,  ließ  den  Parteiverbotsantrag  des
Bundesrats aber daran scheitern, dass es ihr an dem
Potenzial fehle, ihre verfassungsfeindlichen Ziele zu
realisieren2.  Die  verfassungsfeindliche,  aber  nicht
-widrige  Partei  besteht  also  weiter  fort,  was  dazu
führte,  dass  der  verfassungsändernde  Gesetzgeber
nach Hinweis des BVerfG den Art. 21 GG um weite-
re Absätze erweiterte, um ihr die staatliche Finanzie-
rung entziehen zu können3.

Der Streit des Oberbürgermeisters der Stadt Düssel-
dorf mit dem dortigen PEGIDA-Ableger, DÜGIDA,
fand vor dem BVerwG4 ein Ende. Das Gericht ent-
schied, dass der Aufruf zur Teilnahme an einer Ge-
gendemonstration auf der Netzseite der Stadt rechts-
widrig war. Zuvor entschied schon das OVG NRW5,
das Ausschalten der Beleuchtung an den städtischen
Gebäuden anlässlich einer DÜGIDA-Demonstration
für mit der Versammlungsfreiheit unvereinbar, hatte
jedoch  den  Aufruf  für  rechtmäßig  erachtet  und in
diesem Punkt  dem VG Düsseldorf6 widersprochen,
das beide Maßnahmen für rechtswidrig erachtet hat-
te. Das BVerwG hob hervor, dass aus Art. 28 Abs. 2
S. 1 GG durchaus die Kompetenz des Oberbürger-
meisters folge, Informations- und Öffentlichkeitsar-
beit als Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft zu
betreiben. Dies sei auch ohne gesetzliche Grundlage
möglich,  was  das  BVerwG  mit  der  grundgesetzli-
chen  Aufgabenzuweisung  begründet.  Die  Äuße-
rungsbefugnis  unterliege jedoch  Grenzen,  die  zwar
nicht  aus  dem allein  für  politische  Parteien  i.S.d.
Art. 21 GG geltenden Grundsatz politischer Neutra-

1 BVerfG, Urteil vom 17.01.2017 – 2 BvB 1/13, in: NJW 2017,
611 ff.

2 Zum Merkmal der Potentialität s. P. Höhner/S. Jürgensen, in:
MIP 2017, 103 ff.

3 Dazu S. Jürgensen, Das Parteiverbot ist tot, es lebe der Ent-
zug staatlicher Parteienfinanzierung?, am 30.05.2017 auf dem
Verfassungsblog (https://verfassungsblog.de/das-parteiverbot-
ist-tot-es-lebe-der-entzug-staatlicher-parteienfinanzierung, zu-
letzt abgerufen am 14.03.2018). 

4 BVerwG, Urteil  vom 13.09.2017  – 10 C 6.16,  in:  NWVBl
2018, 101 ff.

5 OVG  NRW,  Urteil  vom  04.11.2016  –  15  A  2293/15,  in:
NVwZ 2017, 1316 ff.

6 VG Düsseldorf,  Urteil  vom 28.08.2015 – 1 K 1369/15,  in:
NWVBl 2016, 174 ff.

lität,  sondern  dem  allgemeinen  Sachlichkeitsgebot
folge.  Dieses  habe  zum Inhalt,  dass  sich  amtliche
Äußerungen am Willkürverbot und Verhältnismäßig-
keitsprinzip als Ausprägungen des Rechtsstaats ori-
entieren müssten. Eine Bindung erfolge zudem nicht
allein durch das Rechtsstaats-, sondern auch das De-
mokratieprinzip, welches eine staatsfreie Willensbil-
dung des Volkes gewährleiste und so eine lenkende
und steuernde  Einflussnahme von Amtsträgern  auf
die  Bevölkerung  verbiete.  Damit  seien  diese  nicht
schlechthin vom politischen Diskurs ausgeschlossen,
sie müssten dabei aber ihrer Aufgabe zur staatlichen
Integration nachkommen. Dem sei der Düsseldorfer
Oberbürgermeister nicht gerecht geworden. Das gel-
te  sowohl  für  das  vom OVG  NRW  zu  Recht  für
rechtswidrig  erachtete  Ausschalten  der  Lichter  als
auch den Aufruf, der einen unzulässigen Eingriff in
den  politischen  Meinungskampf  dargestellt  habe.
Das  Urteil  des  BVerwG  markiert  einen  wichtigen
Meilenstein in der Auseinandersetzung um Grundla-
gen  und  Grenzen  der  politischen  Neutralität  von
Amtsträgern,  beendet  diese  aber  keinesfalls.  Denn
obgleich  das  Ergebnis  der  Entscheidung  wohl  als
richtig  einzustufen  ist,  bleibt  die  Begründung  zu
dünn.  So  folgt  das  Gericht  in  der  Frage  des  Gel-
tungsbereichs der politischen Neutralität der Vorin-
stanz, wonach diese nur für politische Parteien gel-
ten solle. Dafür könnte einiges sprechen7, zumal das
allgemeine Sachlichkeitsgebot als Schranke zur Ver-
fügung steht. Doch bereits die dogmatische Begrün-
dung des OVG fällt  unbefriedigend aus8.  So bleibt
weiter ungeklärt, wie sich beide Grundsätze qualita-
tiv unterscheiden. Die Ähnlichkeit der dogmatischen
Wurzeln  (partei-)politischer  Neutralität  und  allge-
meiner Sachlichkeit sind jedenfalls frappierend und
es stellt  sich die Frage, ob nicht  eine Lösung über
eine mehr regulative Anwendung des Neutralitätsge-
bot  bereitsteht9.  Man  wird  vermuten  dürfen,  dass
hinter der vermeintlichen Klarheit der Urteilsgründe
die Vorsicht und das Abwarten auf weitere dogmati-
sche Feinarbeit steht10. Es wird jedenfalls nicht die
letzte Entscheidung sein,  die das BVerwG auf die-
sem Feld zu treffen haben wird.

7 In eine andere Richtung – wenn auch ohne Absicht einer voll-
endeten dogmatischen Aussage –  S.  Jürgensen/J. Garcia J.,
in: MIP 2016, 70 (77 ff.).

8 Hierzu schon S. Jürgensen, in: MIP 2016, 148.
9 So S. Jürgensen, in: MIP 2017, 144 f.; s.a. VerfGH Thüringen,

Urteil  vom 08.07.2016  –  VerfGH 38/15,  das  richtungswei-
send für die letzte Grundsatzentscheidung des BVerfG im Fall
„Wanka“ war, BVerfG, Urteil vom 27.02.2018 – 2 BvE 1/16. 

10 Zuletzt D. Kuch, in: AöR 142 (2017), 491-527.
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Die Recherchen eines Investigativjournalisten zu ei-
ner möglichen verdeckten Parteienfinanzierung pro-
vozierte  eine  Entscheidung  des  BGH11.  Ziel  des
Journalisten war es, mögliche Verstrickungen einer
von  der  öffentlichen  Hand  beherrschten  Aktienge-
sellschaft  in  die  Wahlkampffinanzierung des  SPD-
Kanzlerkandidaten  Peer  Steinbrück  im  Jahr  2013
aufzudecken. Sein auf § 4 Abs. 1 NRWPresseG ge-
stützter Anspruch wurde vom LG Essen12 noch ab-
gelehnt.  Das  OLG Hamm13 korrigierte  diese  Ent-
scheidung und wurde nun vom BGH bestätigt.  Der
presserechtliche  Auskunftsanspruch  setze  einen
tauglichen  Anspruchsgegner  voraus.  Nach  Ansicht
des BGH sei das OLG zutreffend davon ausgegan-
gen, dass sich der Staat durch eine privatrechtliche
Organisation  nicht  derartiger  Pflichten  entziehen
könne,  entscheidend sei  vielmehr,  ob die jeweilige
Organisation  staatlich  beherrscht  sei,  was  hier  mit
einer Konzentration von 92,9 % der Aktien in der öf-
fentlichen Hand auch der Fall gewesen sei, und öf-
fentliche Aufgaben übernehme, die hier  in der Da-
seinsvorsorge liege. Dem Kläger, der als Redakteur
Vertreter der Presse sei, stehe der Anspruch zu, da er
habe darlegen können, dass die begehrten Informati-
onen notwendig seien,  um seinem Auftrag nachzu-
kommen, die  Öffentlichkeit  zu unterrichten.  In der
abschließenden Abwägung konnte der BGH auf Sei-
ten der Beklagten keine schützenswerten Geheimnis-
interessen  ausfindig  machen,  attestierte  demgegen-
über  aber  dem  Verdacht  indirekter  Partei-  oder
Wahlkampffinanzierung durch eine Behörde öffent-
liches  Interesse  von erheblichem Gewicht.  Das  In-
formationsbegehren  des  Klägers  sei  also  in  weiten
Teilen begründet gewesen. Dies bedeute im Ergeb-
nis aber nicht, dass alle Informationen das Licht der
Öffentlichkeit erreichen müssten, habe doch der Re-
dakteur  bei  der Publikation die  der  Presse  eigenen
Sorgfaltspflichten zu beachten. Mit seiner Entschei-
dung ebnet der BGH den Weg für die journalistische
Arbeit in sensiblen Bereichen, was als zukunftswei-
send und richtig einzustufen ist.  Das gilt  einerseits
für die rechtliche Einordnung von privatisierten Ein-
richtungen des Staates als Informationsverpflichtete
wie auch für die Gewichtung von Geheimnisbelan-
gen und öffentlichem Interesse. Das LG Essen hatte
noch mit haarsträubender Begründung behauptet, die
begehrten  Informationen  seien  für  den  verfolgten

11 BGH, Urteil vom 16.03.2017 – I ZR 13/16, in:  NJW 2017,
3153 ff.

12 LG Essen, Urteil vom 14. November 2013 – 3 O 217/13, on-
line veröffentlicht bei juris.

13 OLG Hamm, Urteil vom 16. Dezember 2015 – I-11 U 5/14,
in: NVwZ 2016, 551 ff.

Zweck nicht  erforderlich und damit offenbart,  dass
weniger  die  Grundrechte  als  deren  Dogmatik  oft
nicht im Bewusstsein der ordentlichen Gerichtsbar-
keit verhaftet ist. Das starke Recht der Pressefreiheit
erfordert es, gerade die Frage der Relevanz der be-
gehrten  Informationen  zuvörderst  in  die  Einschät-
zung des Grundrechtsträgers zu legen und an die si-
cherlich  erforderliche  Plausibilitätskontrolle  nicht
allzu hohe Anforderungen zu stellen. Die besondere
Sensibilität  des  Bereichs  der  Parteienfinanzierung
mit ihrer Demokratierelevanz wird vom BGH zutref-
fend erkannt und das staatliche Berufen auf den Ge-
heimnisschutz  entsprechend  kritisch  überprüft.  Die
Ergebnisse der Recherchen könnten für das Parteien-
recht  wichtige  Fragestellungen  aufwerfen,  was  für
sich schon als gewichtiger Grund für das Bestehen
des Anspruchs gewertet werden konnte. 

Die vor allem als Kultband des Kölner Karnevals be-
kannte Musikgruppe „Die Höhner“ erstritt  vor dem
BGH14 einen Sieg gegen die NPD. Die Band wehrte
sich unter  Verweis  auf  § 14 UrhG gegen die Ver-
wendung zweier ihrer Lieder durch die verfassungs-
feindliche Partei  im Thüringer Wahlkampf und be-
kam zunächst vor dem LG Erfurt15 Recht, was vom
OLG Thüringen16 bestätigt wurde. Der BGH wies
nun eine Beschwerde der NPD gegen die Nichtzulas-
sung der Revision durch das OLG zurück. Diese sei
bereits  unzulässig  und  zudem  auch  in  der  Sache
ohne Aussicht auf Erfolg. Das OLG habe den § 14
UrhG zutreffend unter Berücksichtigung der Recht-
sprechung  des  BGH  angewendet.  Die  Norm  ver-
schaffe  dem  Urheber  das  Recht,  eine  Entstellung
oder andere Beeinträchtigung seines Werkes zu ver-
hindern. Dies erfordere keine Veränderung des Wer-
kes;  es  genüge,  wenn  die  urheberpersönlichkeits-
rechtlichen Interessen des Urhebers an seinem Werk
durch die Form und Art  der  Wiedergabe und Nut-
zung beeinträchtigt würden. Die NPD habe die Lie-
der der Höhner auf politischen Veranstaltungen ein-
gesetzt  und in die Dramaturgie der Wahlkampfver-
anstaltungen integriert. Dies rechtfertige es, den In-
teressen des Urhebers in der Abwägung den Vorzug
zu geben, zumal sich die Höhner bereits  gegen die
Ziele der NPD öffentlich ausgesprochen hätten. 

Den Blick in das Nachbarland Österreich veranlasst
eine Entscheidung des dortigen Obersten Gerichts-

14 BGH, Beschluss vom 11.05.2017  – I ZR 147/16,  in:  ZUM
2018, 50 f.

15 LG Erfurt, Urteil vom 25.09.2015 – 3 O 102/15, nicht veröf-
fentlicht.

16 Thüringer OLG, Urteil vom 22. Juni 2016 – 2 U 868/15, in:
ZUM 2017, 166 ff.
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hofs17 zu einem Parteiausschluss. Ein Parteimitglied
äußerte sich auf einem vom ORF übertragenen Par-
teitag abfällig über den Vorstand seiner Landespartei
und  nannte  diesen  eine  „Bande,  die  sich  derartig
mies […] verhalten habe“. Dieses Verhalten führte
zu einem Ausschluss des Mitglieds, welches sich da-
gegen  zunächst  an  das  Bezirksgericht  St.  Pölten18

wandte, welches aber die Klage abwies, und sodann
an das Landgericht St. Pölten19, welches das Urteil
abänderte  und dem klagenden Parteimitglied Recht
gab. Dies begründete das Landgericht mit der Mei-
nungsfreiheit, welche auch im Programm der Partei
hochgehalten werde, und dem Schutz durch Art. 10
EMRK.  Der  Oberste  Gerichtshof  folgte  dem nicht
und erklärte den Ausschluss des Mitglieds für recht-
mäßig. Dabei stellt es eingangs fest, dass der Partei-
ausschluss kein reines Parteiinternum darstelle,  das
abschließend  der  Behandlung  durch  die  Partei-
schiedsgerichtsbarkeit vorbehalten sei. Vielmehr gelte
auch  im Vereinsrecht,  dessen  Grundsätze  sich  auf
die politischen Parteien übertragen ließen, dass sub-
jektive Mitgliedschaftsrechte vor den staatlichen Ge-
richten durchsetzbar seien. Voraussetzung für einen
Parteiausschluss  sei  das  Vorliegen  eines  wichtigen
Grundes,  der  insbesondere  in  der  Verletzung  von
Mitgliedschaftspflichten  liegen  könne.  Das  ausge-
schlossene Parteimitglied habe mit seiner Äußerung
gegen seine innerparteiliche Loyalitätspflicht versto-
ßen.  Die  Verwendung des  Begriffs  „Bande“  rücke
den Parteivorstand begrifflich in die Nähe einer kri-
minellen  Vereinigung;  der  Beitrag  des  Klägers  sei
also  nicht  als  sachlich-konstruktiver  Debattenbei-
trag, sondern als Parteiausschlussgrund einzustufen.
Dieser  habe  auch  zu  einer  Interessenbeeinträchti-
gung geführt, die sich auch in der Medienberichter-
stattung manifestiert. Damit sei der Kläger zu Recht
ausgeschlossen  worden.  Aus  der  Perspektive  des
deutschen  Rechts  stellt  sich  dieses  Urteil  weniger
spektakulär als unter rechtsvergleichenden Aspekten
interessant dar. So ist die Nachprüfbarkeit von Par-
teiausschlussentscheidungen vor staatlichen Gerich-
ten  hierzulande  ein  durchaus  vieldiskutiertes  Pro-
blem.20 Die Frage, welcher Kontrollmaßstab bei der
Überprüfung dieser parteiinternen Entscheidung an-
zulegen ist, die stark vom Selbstverständnis der Par-
tei  geprägt ist,  wirft  der Oberste  Gerichtshof indes

17 Oberster  Gerichtshof  Österreich,  Entscheidung  vom
29.04.2017 – 6 Ob 62/17m, online veröffentlicht bei juris.

18 Bezirksgericht St. Pölten, Entscheidung vom 14.04.2016 – 15
C 26/15x, nicht veröffentlicht.

19 Landesgericht St. Pölten, Entscheidung vom 22.12.2016 – 21
R 205/16d, nicht veröffentlicht.

20 Zu dieser Frage S. Jürgensen, in: MIP 2015, 13 ff.

gar  nicht  auf.  Generell  zeichnet  sich  die  Entschei-
dung durch einen geringen Normbezug und Verweis
auf  einschlägige  Literatur  aus,  was  keinesfalls  als
Kritik, sondern als bloße Feststellung der fachspezi-
fischen Kultur zu verstehen sein soll. 

In  den  sogenannten  „Äußerungsfällen“  scheint  die
rechtsnationale Partei „Alternative für Deutschland“
der NPD so langsam den Rang abzulaufen. So hatte
sich  der  VGH  Kassel21 mit  einer  Äußerung  des
Frankfurter  Oberbürgermeisters  zu  befassen,  der
über seinen Facebookaccount die Einladung der da-
maligen  AfD-Bundesvorsitzenden  in  den  örtlichen
Wirtschaftsclub kritisierte, woraufhin dieser die Ver-
anstaltung absagte. Die AfD hielt das Verhalten des
Oberbürgermeisters  für  rechtswidrig  und versuchte
zunächst, ihn zu einer strafbewehrten Unterlassungs-
erklärung zu bewegen. Nach Ausbleiben einer Reak-
tion  suchte  die  Partei  Rechtsschutz  vor  dem  VG
Frankfurt22,  das  aber  den Antrag auf  Erlass  einer
einstweiligen  Anordnung  ablehnte,  da  es  an  einer
Wiederholungsgefahr  gefehlt  habe,  die  nicht  allein
damit begründet werden könne, dass der Frankfurter
OB  die  Unterlassungserklärung  nicht  abgegeben
habe.  Zudem sei  die  Äußerung  auf  Facebook,  die
nach  wie  vor  abrufbar  war,  durch  die  Absage  der
Veranstaltung  gegenstandslos  geworden.  Ohnehin
fehle es aber  an einem Anordnungsgrund,  da nach
der  Absage  keine  Dringlichkeit  mehr  bestehe,  die
Sache im Eilverfahren zu klären.  Der VGH Kassel
folgte  dieser  Einschätzung nicht  und hob  die  Ent-
scheidung  der  Erstinstanz  auf.  Der  Anordnungsan-
spruch  der  AfD  folge  aus  einer  Verletzung  des
Rechts  auf  Chancengleichheit  aus  Art.  3  Abs.  1
i.V.m. Art.  21 Abs. 1 GG und des Persönlichkeits-
rechts, Artt. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1, 19 Abs. 3 GG. Der
Oberbürgermeister  habe  mit  seiner  Verlautbarung
eine amtliche Äußerung getätigt, indem er den offi-
ziellen Facebookaccount verwendet habe und durch
die  Formulierung  der  Nachricht  Rückgriff  auf  die
Autorität des Amtes genommen habe. Diese sei auch
derart als Positionierung gegen die AfD beschaffen
gewesen, dass er die Grenzen des Neutralitäts- und
Sachlichkeitsgebotes  überschritten  habe.  Dass  die
Veranstaltung  abgesagt  worden  sei,  ändere  nichts
daran,  dass  der  so  geschaffene  rechtswidrige  Zu-
stand  andauere,  denn  die  nach  wie  vor  abrufbare
Kritik erschöpfe sich nicht  in ihrem Bezug auf die
Veranstaltung  und  sei  nach  der  Entscheidung  der
ersten Instanz nochmal aktualisiert  worden. Daraus

21 VGH Kassel, Beschluss vom 11.07.2017 – 8 B 1144/17, in:
HGZ 2017, 289 ff.

22 VG  Frankfurt  a.M.,  Beschluss  vom  21.04.2017  –  7  L
3565/17.F, online veröffentlicht bei juris.
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ergebe sich auch der notwendige Anordnungsgrund,
weswegen der Antrag begründet sei. Der VGH greift
in  der  Folge  zu  drastischen  Maßnahmen.  So  folgt
das  Gericht  dem Antrag  der  AfD auf  Erlass  einer
Androhung eines  Ordnungsgeldes  für  den  Fall  der
Zuwiderhandlung, das auf 250.000 € beziffert wird.
Die  Entscheidung zeigt  erneut,  das  eine  eigentlich
klassisch gewordene Fallkonstellation immer wieder
Probleme aufwirft. Dem VG Frankfurt ist wegen der
prozessualen Umstände keineswegs eine Übervortei-
lung der  AfD vorzuwerfen;  die  Entscheidung zeigt
aber, wie sehr noch um die Reichweite des Neutrali-
tätsgebotes gerungen wird. 

Nachdem einem NPD-Funktionär die Waffenbesitz-
karte  und andere  waffenrechtliche  Erlaubnisse  ent-
zogen  wurden,  kam es  zu  einem Rechtsstreit,  der,
nachdem das  VG Gießen23 dem klagenden  Partei-
mitglied in erster Instanz noch teilweise Recht gab,
sein Ende vor dem VGH Kassel24 fand. Das Gericht
befand, dass die Behörde die Einschätzung der Un-
zuverlässigkeit mit § 5 Abs. 2 Nr. 3 lit. a WaffG a.F.
begründen durfte, wonach die notwendige Zuverläs-
sigkeit  in der Regel dann fehlt,  wenn die fragliche
Person als Mitglied einer Vereinigung Bestrebungen
verfolgt oder unterstützt, die sich gegen die verfas-
sungsmäßige  Ordnung  richten.  Das  während  des
Verfahrens  ergangene  NPD-Urteil  des  BVerfG be-
stätige,  dass  es  sich  bei  der  NPD um eine  verfas-
sungsfeindliche  Organisation  handele.  Der  Kläger
sei dabei nicht allein Mitglied, sondern auch Funkti-
onär der Partei und habe sich wiederholt einschlägig
für die Partei und deren Ziele öffentlich eingesetzt.
Die Behörde habe angesichts dessen auf die waffen-
rechtliche Unzuverlässigkeit schließen dürfen. 

Vor dem OLG Köln25 stand das Namensrecht politi-
scher  Parteien  im Fokus.  Im Streit  standen  die  in
Bayern gegründete „Union der Christlichen und So-
zialen Demokraten“ (CDSU) und die CDU, die sich
in  ihrem  Namensrecht  verletzt  sah  und  aus  §  12
BGB und § 4 PartG gegen die CDSU vorging. Das
Gericht gab der CDU Recht und hob eine Entschei-
dung des LG Bonn26 – in der Sache ging es um ein
Ordnungsgeld  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  ein
Unterlassungsgebot  –  auf.  Die  notwendige  Ver-

23 VG Gießen, Urteil vom 09.03.2015 – 4 K 1295/14.GI, nicht
veröffentlicht.

24 VGH Kassel,  Urteil  vom 12.10.2017  – 4  A 626/17,  online
veröffentlicht bei juris.

25 OLG Köln, Beschluss vom 17.11.2017 – 1 W 17/17, online
veröffentlicht bei juris.

26 LG Bonn,  Entscheidung  vom 05.04.2017  –  10  O  384/16,
nicht veröffentlicht.

wechslungsgefahr  ergebe  sich  sowohl  durch  die
Kurzbezeichnung der Partei als auch durch ihr Auf-
treten, das vom Design her stark dem der CDU ähne-
le und eine organisatorische Verbindung der CDSU
zur CDU evoziere. Diese Entscheidung verletze die
CDSU auch nicht in ihrem Recht auf Meinungsfrei-
heit  und  Parteigründung,  da  es  jedem  offenstehe,
eine  christlich-konservative  Partei  zu  gründen,  sie
müsse sich allein vom Auftreten her von bestehen-
den Parteien unterscheiden. 

Namensrechtliche Streitigkeiten haben im Parteien-
recht  Konjunktur.  Nach  der  soeben  besprochenen
und  der  Entscheidung  des  LG Augsburg  aus  dem
vergangen Jahr27, hatte auch das LG Köln28 über die
Verwechslungsgefahr von Kurzbezeichnungen poli-
tischer Parteien zu entscheiden. Dort ging die AfD
gegen die „Allianz Deutscher Demokraten“, die die
Kurzbezeichnung ADD führt, vor. Das LG bestätigt
eine  zuvor  ergangene  einstweilige  Verfügung.  Die
Ähnlichkeiten der Kurzbezeichnungen führe zu einer
Verwechslungsgefahr,  die nicht durch verschiedene
Mittelbuchstaben  aufgehoben  werde,  zumal  beide
klanglich mit einem „e“ endeten und sich daher sehr
ähnelten. Auch die durch das Gerichtsverfahren her-
vorgerufene Öffentlichkeit ändere nichts an der Ge-
fahr der Verwechslung, sei doch gesichert, dass die-
se tatsächlich von allen potentiellen Wählern wahr-
genommen worden sei,  vor allem da die klangliche
Ähnlichkeit fortbestehe. Die Allianz müsse sich so-
mit eine neue Kurzbezeichnung suchen. 

Über das Verhältnis  von Informationsfreiheits- und
Parteiengesetz  hatte  das  VG Berlin29 zu  befinden.
Die Entscheidung findet bereits erhebliche Aufmerk-
samkeit in der parteienrechtlichen Öffentlichkeit und
geht  dem Vernehmen  nach  in  die  nächste  Instanz.
Das im letzten und diesem Heft30 besprochene Ver-
fahren wird also weiter zu verfolgen sein.

Die Partei DIE RECHTE klagte vor dem VG Gelsen-
kirchen31 gegen ein  Versammlungsverbot.  Die  an-
lässlich einer Kommunalwahl  im Jahre 2014 ange-
meldete  Versammlung  wurde  von  der  zuständigen
Behörde untersagt, da sie angesichts ihrer Erfahrun-

27 LG Augsburg, Urteil vom 28.04.2016 – 91 O 3606/15, online
veröffentlicht bei juris; dazu S. Jürgensen, in: MIP 2017, 150.

28 LG Köln, Urteil vom 04.04.2017 – 31 O 44/17, online veröf-
fentlicht bei juris.

29 VG Berlin, Urteil vom 08.05.2017 – 2 K 69.16, online veröf-
fentlicht bei juris. 

30 S. Schönberger, in: MIP 2017, 5 ff.; in diesem Heft  S. Leh-
mann, in: MIP 2018, 79 ff.

31 VG Gelsenkirchen, Urteil vom 21.02.2017 – 14 K 2217/14,
online veröffentlicht bei juris.

117doi:10.25838/oaj-mip-2018114-118



Parteienrecht im Spiegel der Rechtsprechung MIP 2018 24. Jhrg.

gen mit der politischen Partei eine unmittelbare Ge-
fährdung für die öffentliche Sicherheit, insbesondere
durch Parolen wie „Ausländer raus“ oder „Ali, Meh-
met, Mustafa – geh zurück nach Ankara“ – prognos-
tizierte. Im Verfahren des einstweiligen Rechtsschut-
zes  konnte  sie  mit  ihrer  Argumentation  allerdings
nicht überzeugen und DIE RECHTE konnte die Ver-
sammlung – unter Auflagen – durchführen. Erfolg-
reich war die rechtsradikale Partei  nun auch in der
Hauptsache.  Das  Versammlungsverbot  als  Idealtyp
eines sich schnell  erledigenden und schwerwiegen-
den  Grundrechtseingriffs  rechtfertigt  auch  in  den
Augen des VG Gelsenkirchen ein Fortsetzungsfest-
stellungsinteresse. Materiell konnte die vorgebrachte
Gefahrenlage von der Verwaltung nicht substantiiert
werden. Im Rahmen der Abwägung sei das Parteien-
privileg, das zwar kein Freibrief für politische Par-
teien zur Folge habe, in Ansatz zu bringen und ver-
biete pauschale Sanktionen gegenüber Parteien.

Das Engagement der  Oberbürgermeisterin der  Stadt
Köln gegen den in ihrer Stadt stattfindenden Bundes-
parteitag der AfD zog gleich zwei Verfahren vor dem
VG Köln nach  sich.  Zum einen  ging  es  um eine
Presseinformation32,  in  der  sie  sich einschlägig äu-
ßernd an die relevante Lokalpresse wandte, zum an-
deren um eine Mitteilung auf ihrer offiziellen Home-
page33. In beiden Fällen nahm das VG eine Bindung
der Amtsträgerin durch das Neutralitätsgebot an, wel-
ches die Oberbürgermeisterin in beiden Fällen nicht
wahren konnte, weswegen sie die Nachricht von ihrer
Homepage zu entfernen und es zu unterlassen habe,
die Presseinformation weiter zu verbreiten. 

Sven Jürgensen

2. Chancengleichheit

In Wahlkampfzeiten gerät die Wahlsichtwerbung po-
litischer  Parteien  auf  öffentlichen  Straßen  immer
wieder in die Diskussion. Dabei steht in den gericht-
lichen Auseinandersetzungen immer wieder das Be-
mühen der  Kommunen im Fokus,  als  „übermäßig“
empfundenes Plakatieren im Wahlkampf ordnungs-
rechtlich einzuschränken. Das Bestreben, etwa einer
„Verschandelung der Stadt“34 oder auch einer „Reiz-
überflutung  der  Bevölkerung  durch  Überfrachtung

32 VG Köln,  Beschluss vom 30.03.2017 – 4 L 750/17,  online
veröffentlicht bei juris.

33 VG Köln, Beschluss vom 12.10.2017 –  4 L 4065/17, online
veröffentlicht bei juris.

34 So etwa das Vorbringen der Stadt Wolgast in einem Verfah-
ren  vor  dem OVG Greifswald,  Urteil  vom 11.  Juli  2017  –
1 LB 92/15, juris Rn. 9.

des öffentlichen Raumes mit Wahlwerbung“35 entge-
genzuwirken,  gerät  dabei  in  Konflikt  mit  der  Not-
wendigkeit einer der Parteienfreiheit und dem Chan-
cengleichheitsgrundsatz  gerecht  werdenden  Vertei-
lung der Plakatierungsflächen.

Recht lange dauerte es, bis das  OVG Greifswald36

eine Entscheidung in der Hauptsache über einen Pla-
katierungsstreit  zwischen dem Landesverband einer
politischen Partei  und der Stadt  Wolgast anlässlich
des schleswig-holsteinischen Landtagswahlkampfs im
Jahr 2011 fällte. Dieser Entscheidung in der Hauptsa-
che ging ein  Ping-Pong-Spiel  rechtlicher  Auseinan-
dersetzungen voraus. Zunächst hatte die Stadtvertre-
tung durch Beschlüsse geregelt, dass im Stadtgebiet
von  Wolgast  lediglich  das  Anbringen  von  jeweils
zwei  Plakaten  auf  elf  städtischen  Wahlplakattafeln
erlaubt  sei.  Die  klagende  politische  Partei  hatte
gleichwohl  die  Erteilung  einer  Sondernutzungser-
laubnis für das Anbringen von insgesamt 119 Wahl-
plakaten  beantragt.  Diesen  Antrag lehnte  die  Stadt
Wolgast ab, wogegen die Partei Widerspruch einleg-
te  und  um einstweiligen  Rechtsschutz  nachsuchte.
Das VG Greifswald37 lehnte  den Antrag auf  einst-
weiligen  Rechtsschutz  ab,  aber  das  OVG  Greifs-
wald38 verpflichtete  in  der  Beschwerdeinstanz  die
Stadt Wolgast, eine Sondernutzungserlaubnis für das
Anbringen weiterer 28 (und damit für insgesamt 50)
Plakate  zu  erteilen  und  mindestens  14  zusätzliche
Aufstellungsorte zu benennen. Die Stadt Wolgast er-
teilte  daraufhin eine entsprechende Erlaubnis.  Statt
es dabei zu belassen, beschied die Stadt Wolgast drei
Tage  nach  dem Wahltag  noch  den  –  vermeintlich
noch  offenen  –  Widerspruch  des  Landesverbandes
der politischen Partei gegen die Ablehnung des ur-
sprünglichen Antrags. In dem Widerspruchsbescheid
gab die Stadt dem ursprünglichen Antrag im Umfang
der im einstweiligen Rechtsschutzverfahren erstritte-
nen Plakatierungserlaubnis  statt,  wies  ihn hinsicht-
lich der für weitere 69 Plakate beantragten Sonder-
nutzungserlaubnis  aber  zurück.  Dagegen wiederum
erhob der Landesverband der Partei am 04.10.2011
Klage zum VG Greifswald, das die Klage jedoch am

35 U.a. damit begründete die Stadt Wahlstedt die Beschränkung
der  Wahlsichtwerbung  in  einem  Verfahren  vor  dem  OVG
Schleswig,  Beschluss  vom 13.09.2017  – 4 MB 52/17,  juris
Rn. 8; in diese Richtung ist wohl auch die Stadt Wolgast zu
verstehen, s. OVG Greifswald, Urteil vom 11.07.2017 – 1 LB
92/15, juris Rn. 9.

36 OVG Greifswald, Urteil vom 11.07.2017 – 1 LB 92/15, on-
line veröffentlicht bei juris.

37 VG Greifswald,  Beschluss  vom 29.07.2011  –  6  B 726/11,
nicht veröffentlicht.

38 OVG Greifswald, Beschluss vom 23.08.2011 – 1 M 145/11,
online veröffentlicht bei juris. 

118 doi:10.25838/oaj-mip-2018114-118




